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Allgemeine Vorschreibungen und Hochbautechnische Auflagen für 
bewilligungspflichtige Bauvorhaben  

 
1. Das Bauvorhaben ist gemäß den Bestimmungen der Tiroler Bauordnung 2022 idgF., den 

Bestimmungen der TBV 2016 idgF. und der Baulärmverordnung sowie den OIB-Richtlinien 
2019, den sonstigen geltenden Gesetzen, Verordnungen und Regelwerken und dem 
aktuellen Stand der Technik herzustellen. 
 

2. Der Bauwerber hat sich auf eigene Kosten hinsichtlich der genauen Lage und Höhe von 
Einbauten oder Leitungen aller Art, welche auf die Planung Einfluss haben, zu erkundigen 
und mit den entsprechenden Ver- oder Entsorgungsunternehmen in Bezug auf die 
Einhaltung von geltenden Richtlinien Kontakt aufzunehmen.  

 
3. Die Ausführung von tragenden Bauteilen sowie aller Stützmauern und Böschungen, welche 

steiler als 33° sind, haben nach den statischen Berechnungen eines konzessionierten 
Bauunternehmers oder eines autorisierten Ziviltechnikers für das Bauwesen zu erfolgen. 
Die statische Berechnung ist auf Verlangen der Behörde vorzuweisen. Im Zuge des 
Bauansuchens kann die Behörde die Vorlage einer Vorstatik verlangen.  
 

4. Die anfallenden Niederschlagswässer (Dachwässer, Vorplatzwässer, Oberflächen- und 
Drainagewässer) dürfen nicht in den Gemeindekanal eingeleitet werden, sondern sind 
technisch einwandfrei und schadlos für Dritte, auf eigenem Grund zur Versickerung zu 
bringen. Die Bemessung und Planung dazu hat nach den gültigen technischen Normen und 
Regelwerken zu erfolgen. Unterlagen und Berechnungen dazu sind dem Bauansuchen 
beizulegen. 
 

5. Die ungeklärten Abwässer (Schmutzwässer) sind in die Gemeindekanalisation einzuleiten. 
Der Anschluss ist von einem konzessionierten Unternehmen ordnungsgemäß 
durchzuführen. Mit der Gemeinde Wildermieming ist ein entsprechender Anschlussvertrag 
abzuschließen. 
 

6. Für die ordnungsgemäße Wasserversorgung des Objektes ist bei der Gemeinde 
Wildermieming rechtzeitig vor Baubeginn unter Beilage der erforderlichen Unterlagen ein 
Anschlussantrag zu stellen. 
 

7. Elektroinstallationen sind nach den geltenden Sicherheitsbestimmungen der ÖVE von einem 
befugten Unternehmen herzustellen und dauernd in ordnungsgemäßem Zustand zu halten. 
Die besonderen Bestimmungen für feucht- oder erdschlussgefährdete Räume sind zu 
beachten. Ebenso ist ein geschlossener Erdungsring einzulegen. 
 

8. Eine Photovoltaikanlage (PV-Anlage) ist nach den Grundsätzen der OVE-Richtlinie R 11-
1:2022-05-01, PV-Anlagen - Zusätzliche Sicherheitsanforderungen - Teil 1: Anforderungen 
zum Schutz von Einsatzkräften zu projektieren und zu errichten. Vor Inbetriebnahme der 
PV-Anlage sind die gewählten Schutzmaßnahmen und deren sachgemäße Ausführung der 
Baubehörde nachzuweisen. Dabei sind die Maßnahmen zur Erreichung der Schutzziele der 
OVE-Richtlinie R 11-1:2022-05-01 zu beschreiben.  
Die Photovoltaikanlage (PV-Anlage) ist des Weiteren nach den Grundsätzen der OVE-
Richtlinie R 11-3:2016-11-01, Blendung von Photovoltaikanlagen zu projektieren und zu 
errichten. 
Das Abrutschen von Schnee auf Zugänge sowie auf öffentliche Flächen und auf 
Nachbargrundstücke ist mit geeigneten Maßnahmen zu verhindern. 
 

9. Alle, dem Zutritt offenstehenden und absturzgefährdeten Stellen im Inneren und an den 
Außenseiten bzw. Außenwänden von baulichen Anlagen sind mit einem standsicheren, 
genügend dichten und festem Geländer zu versehen. Die Mindesthöhe der Geländer muss 
im Inneren von Wohnungen mind. 0,9 m, ansonsten mind. 1 m betragen. Anstelle von 
Geländern sind auch Brüstungen zulässig. 
 

10. Für die ständig zu erwartenden Besucher und Benützer eines Bauvorhabens für 
Wohnzwecke hat die Berechnung gemäß der Tiroler Stellplatzhöchstzahlenverordnung zu 
erfolgen. 
 

11. Im Bereich der Zufahrt zu Stellplätzen ist die Grenze zum öffentlichen Gut eindeutig 
kenntlich zu machen. Oberflächenwässer dürfen nicht auf das öffentliche Gut abgeleitet 
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werden und andererseits sind Vorkehrungen gegen eindringende Straßenwässer auf 
eigenem Grund zu schaffen. 
 

12. Der Bauwerber hat den Baubeginn unverzüglich schriftlich der Gemeinde Wildermieming 
mitzuteilen. Das entsprechende Formular kann von der Homepage der Gemeinde 
heruntergeladen werden. 
 

13. Der Bauwerber hat gem. §38 TBO der Baubehörde nach Fertigstellung der Bodenplatte 
bzw. des Fundamentes durch eine befugte Person oder befugte Stelle den aufgrund der 
Baubewilligung (§ 31 TBO Lageplan) sich ergebenden Verlauf der äußeren Wandfluchten 
mittels eines eingemessenen Schnurgerüstes, oder auf eine sonstige geeignete Weise zu 
kennzeichnen und der Baubehörde eine von der befugten Person oder Stelle ausgestellte 
Bestätigung darüber vorzulegen. Mit der Ausführung des aufgehenden Mauerwerks darf 
erst nach Vorliegen dieser Bestätigung begonnen werden. 
 

14. Der Bauwerber hat unmittelbar nach Fertigstellung des Daches des Gebäudes eine 
Bestätigung durch eine befugte Person oder Stelle darüber vorzulegen, dass die Bauhöhen 
der Baubewilligung entsprechen. Diese Bestätigung muss der Baubehörde sofort nach 
Vornahme der Einmessung vorgelegt werden. 
 

15. Der Bauwerber hat nach Fertigstellung des Rohbaus die ordnungsgemäße Herstellung aller 
Rauch- und Abgasleitungen, Rauch- und Abgasfänge und festen Verbindungsstücke durch 
einen Rauchfangkehrer überprüfen zu lassen. Der Rauchfangkehrer hat über die 
Überprüfung einen schriftlichen Befund auszustellen. 
 

16. Der Bauwerber hat der Baubehörde eine Bestätigung/Prüfzeugnis über die 
brandschutztechnischen Erfordernisse sämtlicher Bauteile vorzulegen, die eine 
brandabschnittsbildende Wirkung haben. 
 

17. Der Bauwerber hat nach Vollendung des Bauvorhabens die gesamte Baustelleneinrichtung 
sowie allfällige sonstige Geräte, Materialreste, Aufschüttungen und dergleichen zu 
entfernen und die Baustelle so aufzuräumen, dass den Erfordernissen der Sicherheit 
entsprochen und das Orts- und Straßenbild nicht beeinträchtigt wird. Im Besonderen wird 
auf die laufende sorgfältige Reinigung von eventuell im Zuge des Bauablaufes 
verunreinigten Straßengrundes hingewiesen. 
 

18. Der Bauwerber hat die Vollendung des Bauvorhabens unverzüglich der Baubehörde 
schriftlich anzuzeigen. Das entsprechende Formular kann von der Homepage der Gemeinde 
heruntergeladen werden. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass das 
Gebäude bzw. die Gebäude erst benützt werden dürfen, nachdem die 
Bauvollendungsmeldung abgegeben wurde und alle vorgeschriebenen und sonstigen 
erforderlichen Nachweise und Bestätigungen vorgelegt wurden.  
 

19. Gebäude, die öffentlichen Zwecken dienen und betrieblich genutzte Gebäude, für die eine 
gewerbliche Betriebsanlagengenehmigung nicht erforderlich ist sowie Wohnanlagen dürfen 
gemäß § 45 TBO 2022 jedoch erst aufgrund einer Benützungsbewilligung benützt werden. 
Der Eigentümer des Gebäudes hat gleichzeitig mit der Anzeige über die Bauvollendung bei 
der Behörde schriftlich um die Erteilung der Benützungsbewilligung anzusuchen.  
 

20. Die Baubewilligung erlischt, wenn nicht innerhalb von 2 Jahren nach dem Eintritt der 
Rechtskraft mit der Ausführung des Bauvorhabens begonnen wird oder wenn das 
Bauvorhaben nicht innerhalb von 4 Jahren nach Baubeginn vollendet wird. 
 

21. Gemäß § 39 TBO wird dem Bauwerbern für gegenständliches Bauvorhaben die Bestellung 
eines befugten BAUVERANTWORTLICHEN vorgeschrieben. Dieser ist mit Namen, Adresse, 
Tel.Nr. schriftlich der Behörde – VOR BAUBEGINN, mitzuteilen. 

 
 
 
Architekt Dipl.-Ing. Walter Loidolt 
 


